Stand: 11/2022


	§ 18 AktO und Listen 32, 34, 35, 42, 44, 52 und 56 aktuell Stand 1.1.2019 
(Fassung NRW)
	AktO 2023

	§ 18 Register- und Aktenführung
	§ 47 Straf- und Bußgeldsachen vor den Amtsgerichten

	(1) 1Bei dem Amtsgericht wird das Register für Privatklage- und Bußgeldsachen Bs, OWi (Liste 34) geführt. 
	§ 47 (1) Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Amtsgerichten 

sind zu registrieren: …

	2In dieses Register sind zu registrieren:
	

	a)	Privatklagesachen,
	6.	unter dem Registerzeichen „Bs“ Privatklagesachen

	
	5.	unter dem Registerzeichen „OWi“

	
	a)	Einsprüche gegen Bußgeldbescheide,

	b)	Anträge der Verwaltungsbehörde auf Anordnung der Erzwingungshaft (§ 96 
Abs. 1 OWiG auch im Falle des § 87n Abs. 2 IRG),
	b)	Anträge der Vollstreckungsbehörde auf Anordnung der Erzwingungshaft nach § 96 Absatz 1 OWiG,

	c)	Anträge auf Erteilung von vollstreckbaren Ausfertigungen von Kostenfestsetzungsbescheiden der Verwaltungsbehörde (§ 106 Abs. 2 Satz 3 OWiG),
	c)	Anträge auf Erteilung von vollstreckbaren Ausfertigungen von Kostenfestsetzungsbescheiden der Verwaltungsbehörde nach § 106 Absatz 2 Satz 3 OWiG,

	d)	einzelne richterliche Verfolgungshandlungen (§ 35 Abs. 1 OWiG),
	d)	einzelne richterliche Verfolgungshandlungen nach § 35 Absatz 1 OWiG,

	e)	Anträge auf gerichtliche Entscheidungen gegen Maßnahmen der Verwaltungsbehörde oder der Staatsanwaltschaft (§§ 62, 52 Abs. 2 Satz 3, § 69 Abs. 1 
Satz 2, § 100 Abs. 2, § 108 Abs. 1 OWiG, § 25a Abs. 3 StVG 
auch im Falle des § 87n Abs. 6 IRG in Verbindung mit § 22 JVKostG),
	e)	Anträge auf gerichtliche Entscheidungen gegen Maßnahmen der Verwaltungsbehörde oder der Staatsanwaltschaft nach §§ 62, 52 Absatz 2 Satz 3, § 69 Absatz 1 Satz 2, § 100 Absatz 2, § 108 Absatz 1 OWiG, § 25a Absatz 3 StVG,

	f) 	Einwendungen gegen die Vollstreckung oder Maßnahmen der Vollstreckungsbehörde (§§ 103, 104 Abs. 1 OWiG auch im Falle des § 87n Abs. 2 IRG),
	f)	Einwendungen gegen die Vollstreckung oder Maßnahmen der Vollstreckungsbehörde nach §§ 103, 104 Absatz 1 OWiG,

	g)	Anträge auf Anordnung von Auflagen gegen Jugendliche und Heranwachsende 
(§ 98 Abs. 1 OWiG auch im Falle des § 87n Abs. 2 IRG).
	g)	Anträge auf Anordnung von Auflagen gegen Jugendliche und Heranwachsende nach § 98 Absatz 1 OWiG,

	3Werden die Verfahren nicht in einem Fachverfahren geführt, kann zu diesem Register nach Anordnung der Behördenleitung ein alphabetisches Namenverzeichnis für einen oder mehrere Jahrgänge geführt werden.
	Manuelle Bearbeitung überholt

	(2) 1Über einzelne richterliche Anordnungen wird das Register für einzelne richterliche Anordnungen des Amtsgerichts Gs (Liste 35) geführt.
	§ 47 (1) Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Amtsgerichten sind zu registrieren: …
1.	unter dem Registerzeichen „Gs“ 
einzelne richterliche Anordnungen oder Entscheidungen, insbesondere 
a)	Anträge auf Anordnung, Genehmigung oder Entscheidung des Ermittlungsrichters vor Erhebung der öffentlichen Klage und nach rechtskräftigem Abschluss des Verfahrens nach § 162 StPO, zum Beispiel Augenscheinnahme, Beschlagnahme, Durchsuchung, Erlass oder Aufhebung von Haftbefehlen, Obduktion, Ausschluss und Beiordnung eines Beistandes des Zeugen, Bestellung eines Pflichtverteidigers, DNA-Identitätsfeststellung, Akteneinsicht und Übermittlung von Sozialdaten,
b)	Vernehmung und Entscheidung durch den Richter des nächsten Amtsgerichts nach § 115a StPO,
c)	Anträge auf Anordnung, Genehmigung oder Entscheidung zu Untersuchungshandlungen nach den Bestimmungen der Strafprozessordnung auf der Grundlage anderer Gesetze, zum Beispiel § 59 Absatz 4 GWB und § 22 Absatz 2 SUG, 
d)	Anträge auf sonstige Anordnung, Zustimmung oder Entscheidung vor Erhebung der öffentlichen Klage, zum Beispiel nach § 81 Absatz 1 und 3, § 153 Absatz 1 Satz 1, § 153a Absatz 1 Satz 1, § 153b Absatz 1 StPO, § 37 Absatz 1 Satz 1 BtMG, § 9 Absatz 1 Satz 1 und 2 Nummer 1 StrEG,
e)	dem Amtsgericht zur Erledigung eingehender Ersuchen im internationalen Rechtshilfeverkehr in Strafsachen zugewiesene Aufgaben, …

	2Zu den Gs-Sachen gehören die Anzeigen und Anträge in solchen Straf-(Privatklage-)sachen, in denen die öffentliche (Privat-)Klage oder Privatklage nicht oder nicht bei diesem Amtsgericht erhoben ist und das Amtsgericht auch nicht als Rechtshilfegericht (§§ 156 ff. GVG) angerufen wird.
	

	3Als Gs-Sachen zu registrieren sind insbesondere die aufgrund von Vorschriften der StPO (z.B. §§ 98 bis 100, 125, 128, 159, 162 ff. StPO) im vorbereitenden Verfahren auf Antrag der Staatsanwaltschaft oder von Amts wegen vorzunehmenden richterlichen Untersuchungshandlungen, die Anträge auf Augenscheinnahme (Leichenschau, Leichenöffnung), Beschlagnahme, Durchsuchung, Erlass oder Aufhebung von Haftbefehlen, die Anträge, in denen die Staatsanwaltschaft die richterliche Zustimmung zur Abstandnahme von der Erhebung der öffentlichen Klage nachsucht usw., sowie sonstige Entscheidungen in Strafsachen vor Erhebung der öffentlichen Klage, die den Richterinnen und Richtern zugewiesen sind (z.B. § 9 Abs. 1 Satz 1 StrEG, § 73 Abs. 3 SGB X usw.) sowie Entscheidungen nach §§ 87g und 87i IRG.
	

	4Über mehrere Entscheidungen in einer Haftsache wird nur ein Aktenstück geführt. 
	§ 47 (2) 1Abweichend von § 2 Absatz 1 Satz 2 sind Anträge in einem verfahrenseinleitenden Dokument gegen mehrere Personen, insbesondere auf Anordnung der Untersuchungshaft, der einstweiligen Unterbringung und der Ordnungshaft vor Erhebung der öffentlichen Klage und nach rechtskräftigem Abschluss des Verfahrens sowie Anträge auf Erzwingungshaft für jede Person gesondert unter dem Registerzeichen „Gs“ zu registrieren. 2Haftbegleitende Maßnahmen und Beschwerden gegen eine Entscheidung sind nicht neu zu registrieren.
3Bis zur technischen Umsetzung der Trennung von Registrierung und statistischer Erfassung können gesondert unter dem Registerzeichen „Gs“ registriert werden:
1.	mehrere Anträge in einem verfahrenseinleitenden Dokument gegen dieselbe Person,
2.	weitere Anträge und Prüfungen von Amts wegen in derselben Angelegenheit nach ergangener Entscheidung mit Ausnahme von haftbegleitenden Maßnahmen und Beschwerden.
4In einer Haftsache dient als Geschäftsnummer auch bei mehreren Registrierungen das Aktenzeichen der ersten Registrierung.

	
	§ 47 (4) 1Die in einer Gs-Sache anfallenden Dokumente sind in ein Heft zur staatsanwaltschaftlichen Akte zu nehmen. 2In Papierakten können die Dokumente auch ohne Anlegen eines Heftes in die staatsanwaltschaftliche Akte aufgenommen werden. 3Soweit kein staatsanwaltschaftliches Verfahren vorhanden ist, ist eine eigene Akte anzulegen.

	5Wenn für das Verfahren die Vorschriften des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht entsprechend gelten, sind weitere den Amtsgerichten gesetzlich zugewiesene Geschäfte der Anordnung von Durchsuchungen und der Bestätigung der Beschlagnahme in Liste 35 zu registrieren. 
	§ 47 (1) 1Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Amtsgerichten sind zu registrieren:
1.	unter dem Registerzeichen „Gs“
einzelne richterliche Anordnungen oder Entscheidungen, insbesondere …
c)	Anträge auf Anordnung, Genehmigung oder Entscheidung zu Untersuchungshandlungen nach den Bestimmungen der Strafprozessordnung auf der Grundlage anderer Gesetze, zum Beispiel § 59 Absatz 4 GWB und § 22 Absatz 2 SUG, 

	(3) 1Vorgänge über Wiederaufnahme eines rechtskräftig abgeschlossenen Privatklageverfahrens sind zu den Akten zu nehmen, in denen sich die angegriffene Entscheidung befindet.
	§ 2 (1) 4Abänderungsklagen nach §§ 323, 323a ZPO, Abänderungsanträge nach §§ 225 bis 227 und §§ 238 bis 240 FamFG, Restitutions- und Nichtigkeitsklagen nach § 578 ZPO und Wiederaufnahmeanträge nach § 48 Absatz 2, §§ 118, 185 FamFG erhalten ein neues Aktenzeichen. 5Wird ein Verfahren innerhalb des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft abgegeben oder wird nach Zurückverweisung ein anderer Spruchkörper tätig, kann ein neues Aktenzeichen vergeben werden. 

	2Richtet sich das Wiederaufnahmegesuch gegen ein Urteil einer höheren Instanz, so gehören die Vorgänge gleichwohl in die erstinstanzlichen Akten (§ 4 Abs. 6).
	entbehrlich

	(4) 1In allen nicht in das Register für Privatklage- und Bußgeldsachen Bs, OWi (Abs. 1) und nicht in das Register für einzelne richterliche Anordnungen Gs (Abs. 2) zu erfassenden Straf- und Bußgeldsachen, also in allen übrigen vor den Strafrichter und den Jugendrichter gehörenden Straf- und Bußgeldsachen (einschließlich der Einspruchs-, Nach- und Wiederaufnahmeverfahren) sowie in den vor das Schöffengericht und vor das Jugendschöffengericht gehörenden Sachen obliegt die Akten- und Registerführung der Geschäftsstelle der Staatsanwaltschaft.
	§ 5 (2) Die Führung der Akte obliegt dem Gericht der ersten Instanz, soweit nicht nachfolgend abweichend geregelt.
§ 39 (1) Abweichend von § 2 Absatz 1 sind in Straf- und Bußgeldsachen nach den nachfolgenden Bestimmungen für einzelne Verfahrensabschnitte innerhalb eines Geschäftsvorgangs gesonderte Aktenzeichen zu vergeben. 
§ 39 (2) 1Abweichend von § 5 Absatz 2 wird die Akte geführt von 
1.	der Staatsanwaltschaft 
im Ermittlungsverfahren bis zur Erhebung der öffentlichen Klage, bis zur Stellung des Antrags auf Durchführung eines Sicherungsverfahrens, eines beschleunigten Verfahrens, eines selbstständigen Einziehungsverfahrens oder vereinfachten Verfahrens sowie in Bußgeldsachen bis zur Vorlage der Akte an das Gericht erster Instanz,
2.	dem Gericht erster Instanz 
ab Eingang der öffentlichen Klage, des Antrags auf Durchführung eines Sicherungsverfahrens, eines beschleunigten Verfahrens, eines selbstständigen Einziehungsverfahrens oder vereinfachten Verfahrens sowie der Bußgeldsache bis zur Beendigung der Instanz,
3.	der Staatsanwaltschaft 
nach Beendigung der vorgenannten gerichtlichen Aktenführung.
2Soweit die Akte nach Satz 1 Nummer 1 von der Staatsanwaltschaft geführt wird, obliegt dem Gericht die Aktenführung für die unter einem gesonderten Aktenzeichen geführten Hefte zur staatsanwaltschaftlichen Akte für die Dauer des gerichtlichen Verfahrens. 3Soweit die Staatsanwaltschaft tätig werden muss, während die Akte nach Satz 1 Nummer 2 vom Gericht erster Instanz geführt wird, kann ein Heft unter dem staatsanwaltschaftlichen Aktenzeichen mit einem Zusatz angelegt und geführt werden. 4Das Gericht kann, zum Beispiel wenn es Nachermittlungen anordnet, die Akte zur Abgabe der Aktenführung an die Staatsanwaltschaft übermitteln. 5Soweit die Akte nach Satz 1 Nummer 3 von der Staatsanwaltschaft geführt wird und das Gericht tätig werden muss, ist ein Heft unter dem gerichtlichen Aktenzeichen mit dem Zusatz „VRJs“ für die gerichtliche Vollstreckung von Entscheidungen gegen Jugendliche und Heranwachsende oder „BRs“ für die Bewährungsaufsicht anzulegen und zu führen. 6Die Staatsanwaltschaft kann, zum Beispiel bis zum Abschluss der gerichtlichen Vollstreckung oder bis zum Ablauf der Bewährungszeit oder wenn das Gericht erster Instanz anderweitig tätig werden muss, die Akte zur Abgabe der Aktenführung an das Gericht erster Instanz übermitteln. 7Satz 6 gilt entsprechend, wenn nach § 462a StPO oder zur Entscheidung über eine einfache, sofortige oder weitere Beschwerde ein anderes als das Gericht erster Instanz tätig werden muss. 8§ 8 bleibt unberührt, wenn Berufung oder Revision eingelegt wird. 9Nach gerichtlicher Erledigung sind die Dokumente oder Hefte an die Staatsanwaltschaft zu senden und zur Akte des Hauptverfahrens zu nehmen. 10Ist in Privatklage- oder Erzwingungshaftsachen oder nach § 87n Absatz 1 Satz 2 und 3 IRG zu vollstrecken, ist die Staatsanwaltschaft aktenführend. 11Nach Abschluss der Vollstreckung nach Satz 10 sind die Akten an das Amtsgericht zur Aufbewahrung zurückzuleiten. 
(3) 1Geht die Aktenführung nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 auf das Gericht über, erhält die Akte zusätzlich zu dem Js-Aktenzeichen ein gerichtliches Aktenzeichen. 2Hiervon abweichend können Teile des gerichtlichen Aktenzeichens unmittelbar dem Js-Aktenzeichen als Aktenzeichenzusatz vor- oder nachgestellt werden.3Bei Gericht ist in den Fällen des Satzes 1 immer auch das staatsanwaltschaftliche Aktenzeichen anzugeben. 4Bei Abtrennung eines Verfahrens durch das Gericht ist ein neues staatsanwaltschaftliches Aktenzeichen für das abgetrennte Verfahren anzufordern. 5Verbindungen und Abgaben von Verfahren innerhalb des Gerichts sowie Abgaben an ein anderes Amtsgericht innerhalb des Bezirks der Staatsanwaltschaft sind der Staatsanwaltschaft anzuzeigen.
§ 8 (4) 1Nach Erledigung in der Rechtsmittelinstanz ist die Akte an die vorherige Instanz, in Straf- und Bußgeldsachen an die zuständige Staatsanwaltschaft, zurückzusenden. 2Bei elektronischer Aktenführung kann von einer Übermittlung von Dokumenten abgesehen werden, wenn diese bereits in dem ursprünglich an die Rechtsmittelinstanz übermittelten Teil der Akte enthalten waren.

	2Diese Akten werden bei Gericht unter der Js-Geschäftsnummer der Staatsanwaltschaft weitergeführt.
	

	3Zum Zeichen der Anhängigkeit bei Gericht werden dem Js-Aktenzeichen folgende Unterscheidungsmerkmale vorangesetzt:
	§ 47 (1) Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Amtsgerichten sind zu registrieren: … 

	Ls	für Sachen des Schöffengerichts (Jugendschöffengerichts),
	3.	unter dem Registerzeichen „Ls“ an das Schöffengericht oder Jugendschöffengericht gerichtete Anträge auf 
a)	Eröffnung eines Hauptverfahrens,
b)	Eröffnung eines Sicherungsverfahrens, 
c)	Durchführung eines selbständigen Einziehungsverfahrens,
d)	Entscheidung im beschleunigten Verfahren,

	Ds	für Sachen des Strafrichters (Jugendrichters),
	2.	unter dem Registerzeichen „Ds“ an den Straf- oder Jugendrichter gerichtete Anträge auf 
a)	Eröffnung eines Hauptverfahrens, 
b)	Eröffnung eines Sicherungsverfahrens, 
c)	Durchführung eines selbständigen Einziehungsverfahrens,
d)	Entscheidung im beschleunigten Verfahren,
e)	Entscheidungen im vereinfachten Jugendverfahren,

	Cs	für Strafbefehlssachen,
	4.	unter dem Registerzeichen „Cs“ Anträge auf Erlass eines Strafbefehls,

	OWi	für Bußgeldsachen.
	5.	unter dem Registerzeichen „OWi“ 
a)	Einsprüche gegen Bußgeldbescheide,
b)	Anträge der Vollstreckungsbehörde auf Anordnung der Erzwingungshaft nach § 96 Absatz 1 OWiG, 
c)	Anträge auf Erteilung von vollstreckbaren Ausfertigungen von Kostenfestsetzungsescheiden der Verwaltungsbehörde nach § 106 Absatz 2 Satz 3 OWiG,
d)	einzelne richterliche Verfolgungshandlungen nach § 35 Absatz 1 OWiG,
e)	Anträge auf gerichtliche Entscheidungen gegen Maßnahmen der Verwaltungsbehörde oder der Staatsanwaltschaft nach §§ 62, 52 Absatz 2 Satz 3, § 69 Absatz 1 Satz 2, § 100 Absatz 2, § 108 Absatz 1 OWiG, § 25a Absatz 3 StVG, 
f)	Einwendungen gegen die Vollstreckung oder Maßnahmen der Vollstreckungsbehörde nach §§ 103, 104 Absatz 1 OWiG, 
g)	Anträge auf Anordnung von Auflagen gegen Jugendliche und Heranwachsende nach § 98 Absatz 1 OWiG,

	4Außerdem ist ggf. dem um eines dieser Unterscheidungsmerkmale ergänzten Js-Aktenzeichen 
die Nummer der zuständigen Abteilung der Geschäftsstelle des Amtsgerichts voranzusetzen.
	§ 2 (2) 1Das Aktenzeichen wird, soweit nicht nachfolgend abweichend geregelt, gebildet aus:
1.	der Abteilungsbezeichnung, soweit mehrere Abteilungen der Geschäftsstelle bestehen, oder der Nummer des nach Geschäftsverteilungsplan zuständigen Spruchkörpers, des Güterichters oder Dezernenten, …

	5Das sich hiernach ergebende Aktenzeichen für das Verfahren bei Gericht lautet also z.B.“8 Ls 2 Js/30/87“.
	

	6Die Geschäftsstelle des Gerichts teilt der Geschäftsstelle der Staatsanwaltschaft zum Js-Register mit, bei welcher Abteilung der Geschäftsstelle des Gerichts das Verfahren anhängig ist.
	§ 47 (3) 1Die Geschäftsstelle des Gerichts teilt der Staatsanwaltschaft zum 
Js-Register das gerichtliche Aktenzeichen mit. 
2Soweit Untersuchungshaft oder einstweilige Unterbringung vollzogen wird, teilt sie das Aktenzeichen auch zum Gs-Register mit.

	7Von dieser Mitteilung kann die Geschäftsstelle des Gerichts nur im Einvernehmen mit der Staatsanwaltschaft grundsätzlich oder für bestimmte Fälle absehen (z. B. wenn die zuständige Abteilung der Geschäftsstelle des Gerichts der Staatsanwaltschaft bereits bekannt ist oder bei dem Gericht nur eine Geschäftsstellenabteilung für Straf- und Bußgeldsachen besteht).
	§ 47 (3) 1Die Geschäftsstelle des Gerichts teilt der Staatsanwaltschaft zum Js-Register das gerichtliche Aktenzeichen mit.

	(4a) Bei Anträgen der Finanzbehörde auf Erlass von Strafbefehlen, die dem Amtsgericht unmittelbar zugehen, ist zunächst eine Registrierung bei der zuständigen Staatsanwaltschaft herbeizuführen.
	§ 41 (1) 1Als Verfahren der Staatsanwaltschaft sind zu registrieren
1.	unter dem Registerzeichen „Js“ …
b)	Anträge und Beschlüsse, die der Staatsanwaltschaft zur Registrierung zugeleitet werden, insbesondere
aa)	Anträge der Finanzbehörden auf Erlass eines Strafbefehls in Steuerstrafsachen nach § 400 AO und auf selbstständige Einziehungsverfahren nach § 401 AO,
bb)	Abtrennungsbeschlüsse des Gerichts mit Ausnahme der Beschlüsse nach § 422 StPO,
cc)	Beschlüsse zur Übernahme eines Verfahrens von einem Gericht außerhalb des Bezirks der Staatsanwaltschaft, …

	(5) Wird in den Fällen des Abs. 4 Untersuchungshaft oder einstweilige Unterbringung vollzogen, teilt nach Erhebung der öffentlichen Klage die Geschäftsstelle des mit der Sache neu befassten Gerichts bei Eingang der Akten unverzüglich die Anhängigkeit des Verfahrens zum Register für einzelne richterliche Anordnungen des Amtsgerichts Gs mit.
	§ 47 (3) 1Die Geschäftsstelle des Gerichts teilt der Staatsanwaltschaft zum Js-Register das gerichtliche Aktenzeichen mit. 2Soweit Untersuchungshaft oder einstweilige Unterbringung vollzogen wird, teilt sie das Aktenzeichen auch zum Gs-Register mit.

	(6) 1Solange die Akten bei dem Gericht sind und es sich nicht um Vollstreckungen der als Vollstreckungsleiterin zuständigen Jugendrichterin oder des als Vollstreckungsleiter zuständigen Jugendrichters handelt, werden sie von der Geschäftsstelle des Amtsgerichts durch die Aktenkontrolle (Liste 52) überwacht, die - wenn sie nicht in einem Fachverfahren geführt wird - für ein oder mehrere Jahre fortlaufend oder alphabetisch geführt werden kann.
	manuelle Bearbeitung überholt

	2Die Behördenleitung kann bestimmen, dass zu einer fortlaufend geführten Kontrolle ein Namenverzeichnis geführt wird und dass Sachen, die nur auf kurze Zeit dem Amtsgericht zugehen (z. B. zur Eröffnung des Hauptverfahrens, zum Erlass des Strafbefehls), von der Eintragung ausgeschlossen bleiben.
	manuelle Bearbeitung überholt

	3Jedes Verfahren ist nur einmal einzutragen, solange es in derselben Abteilung geführt wird.
	§ 47 (1) 2Wird in einem Verfahren gegen mehrere Beschuldigte öffentliche Klage durch Anklage und Antrag auf Erlass eines Strafbefehls erhoben, ist das Verfahren nur einmal unter dem Registerzeichen der Anklageerhebung zu registrieren. 3Anträge auf Erlass eines Strafbefehls nach § 408a StPO und Einsprüche gegen einen Strafbefehl nach § 410 StPO werden unter dem bisherigen Aktenzeichen fortgeführt.

	4Wird die Aktenkontrolle fortlaufend geführt, so ist die laufende Nummer auf dem Aktendeckel zu vermerken.
	manuelle Bearbeitung überholt

	(7) 1In Straf- und Bußgeldsachen wird ein Kalender für Hauptverhandlungen nach Liste 42 geführt.
	§ 6 (4) 1Für jeden Sitzungstag ist ein Verzeichnis der Termine vor Beginn des ersten Termins an dem Eingang zum Sitzungszimmer und gegebenenfalls an der zentralen Informationstafel anzuzeigen.

	(8) 1Bei Anträgen auf Erlass von Strafbefehlen (§ 407 Abs. 1 StPO) werden die Verfahrensdaten in einer Aktenkontrolle nach Maßgabe der Liste 52 registriert.
	manuelle Bearbeitung überholt

	(9) 1Über alle Vollstreckungen in Straf- und Bußgeldsachen, für die als Vollstreckungsleiterin oder Vollstreckungsleiter die Jugendrichterin oder der Jugendrichter zuständig ist, wird das Vollstreckungsregister für Jugendgerichtssachen VRJs (Liste 56) geführt.
	§ 51 (1) 1Vollstreckungen in Straf- und Bußgeldsachen sind, mit Ausnahme derjenigen, mit denen die Vollstreckungsbehörde bereits im Ermittlungsverfahren oder das Gericht, dem der Vollstreckungsleiter angehört, bereits im Hauptsacheverfahren befasst war, zu registrieren: …
2.	bei den Amtsgerichten:
unter dem Registerzeichen „VRJs“ insbesondere in den in Nummer 1 bezeichneten Fällen, wenn der Jugendrichter zuständig ist, sowie bei
a)	Abgabe an den Jugendrichter, der nach § 90 Absatz 2 Satz 2 JGG als Vollzugsleiter zuständig ist,
b)	Übergang auf den Jugendrichter des Amtsgerichts, in dessen Bezirk die Einrichtung für den Vollzug der Jugendstrafe liegt, 
c)	Übergang auf den durch Rechtsverordnung bestimmten Jugendrichter,
d)	Abgabe der Vollstreckung aus wichtigen Gründen an einen nicht zuständigen Jugendrichter.

	2Das VRJs-Aktenzeichen ist zum Js-Register (Liste 32) bzw. zum Register für Privatklage- und Bußgeldsachen des Amtsgerichts (Liste 34) mitzuteilen; dort ist es unter „Bemerkungen“ zu vermerken.
	§ 51 (1) 4Das Vollstreckungsaktenzeichen ist zu dem Verfahren, in dem die zu vollstreckende Entscheidung ergangen ist, mitzuteilen.

	3Soweit über die Vollstreckungen des als Vollstreckungsleiter zuständigen Jugendrichters Vollstreckungshefte gebildet werden, sind sie - ebenso wie die Gnadenhefte - in den Hauptakten zu verwahren.
	§ 51 (2) 1In den nicht in Absatz 1 genannten Fällen erfolgt die Vollstreckung aus der Strafakte. 2Bei Bedarf sind nach §§ 15, 16 StVollstrO Vollstreckungshefte anzulegen.

	4Anlegung und Inhalt des Vollstreckungsheftes richten sich nach den §§ 15, 16 StVollstrO.
	

	5Nach Abschluss der Vollstreckung sind die Akten an die Staatsanwaltschaft zur Aufbewahrung zurückzuleiten.
	§ 39 (2) 9Nach gerichtlicher Erledigung sind die Dokumente oder Hefte an die Staatsanwaltschaft zu senden und zur Akte des Hauptverfahrens zu nehmen.

	(10) 1Ist nach § 56 StGB oder nach § 21 JGG die Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe zur Bewährung ausgesetzt worden, ist dies nach Maßgabe der Liste 44 zu erfassen.
	§ 52 (1) 1Ein nach § 462a Absatz 2 Satz 2 StPO, auch in Verbindung mit § 463 Absatz 1 StPO, vom Gericht erster Instanz an das Wohnsitzgericht abgegebener Bewährungsvorgang ist unter dem Registerzeichen „BRs“ zu registrieren.
(3) Das Gericht erster Instanz hat in folgenden Fällen für jeden Verurteilten gesondert ein Heft mit Abschriften aller die Bewährung betreffenden gerichtlichen Entscheidungen und sonstigen Vorgänge anzulegen (Bewährungsheft):
1.	Aussetzung der Strafvollstreckung zur Bewährung nach § 56 StGB und § 21 JGG,
2.	Verwarnung mit Strafvorbehalt nach § 59 StGB, 
3.	Aussetzung der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt nach § 67b StGB,
4.	Aussetzung des Berufsverbots zur Bewährung nach § 70a StGB,
5.	Aussetzung der Verhängung der Jugendstrafe nach § 27 JGG,
6.	Vorbehalt der Entscheidung über die Aussetzung der Jugendstrafe zur Bewährung nach § 61 JGG,
7.	Aussetzung des Restes der Jugendstrafe nach § 88 JGG,
8.	Aussetzung der weiteren Vollstreckung der Unterbringung zur Bewährung bei einem Jugendlichen nach § 67e StGB,
9.	erste Bestellung eines Bewährungshelfers in Führungsaufsichtssachen bei einem Jugendlichen nach § 68a StGB.

	2Das Gleiche gilt bei der Verwarnung mit Strafvorbehalt (§§ 59, 59a StGB) und der Aussetzung der Verhängung der Jugendstrafe (§ 27 JGG).
	

	3Die Bewährung ist in einem Bewährungsheft zu führen, das nach Abschluss der Bewährung in den Hauptakten zu verwahren ist.
	§ 52 (1) 2Anträge und Maßnahmen, die sich auf eine Aussetzung der Strafe, des Strafrestes oder der weiteren Vollstreckung der Unterbringung beziehen, sind nicht neu zu registrieren, solange nicht rechtskräftig die Aussetzung widerrufen, die Strafe erlassen oder die weitere Vollstreckung der Unterbringung für erledigt erklärt ist. 3Abweichend von Satz 1 können bis zur technischen Umsetzung der Trennung von Registrierung und statistischer Erfassung auch alle Bewährungssachen des bereits im Hauptsacheverfahren befassten Gerichts unter dem Registerzeichen „BRs“ registriert werden.

	
	

	Liste 32 (§ 47 Abs. 1, § 48 Abs. 1)
	

	Strafsachen und Bußgeldsachen der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Js
Erstinstanzliche Strafsachen der Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht OJs
	

	Zu erfassen sind: …
	§ 51 (1) 1Vollstreckungen in Straf- und Bußgeldsachen sind, mit Ausnahme derjenigen, mit denen die Vollstreckungsbehörde bereits im Ermittlungsverfahren oder das Gericht, dem der Vollstreckungsleiter angehört, bereits im Hauptsacheverfahren befasst war, zu registrieren:

	6.	VRs-, 









VRJs-Aktenzeichen
	1.	bei den Staatsanwaltschaften und den Generalstaatsanwaltschaften:
unter dem Registerzeichen „VRs“, insbesondere dringende Vollstreckungsanordnungen als örtlich unzuständige Vollstreckungsbehörde sowie Vollstreckungen 
a)	in Erzwingungshaftsachen,
b)	in Privatklagesachen,
c)	nach Entscheidung des Gerichts über den Einspruch nach § 87h IRG oder den Antrag der Bewilligungsbehörde nach § 87i IRG, 
d)	in von einem deutschen Delegierten Europäischen Staatsanwalt oder dem deutschen Europäischen Staatsanwalt geführten Verfahren,
2.	bei den Amtsgerichten:
unter dem Registerzeichen „VRJs“ insbesondere in den in Nummer 1 bezeichneten Fällen, wenn der Jugendrichter zuständig ist, sowie bei
a)	Abgabe an den Jugendrichter, der nach § 90 Absatz 2 Satz 2 JGG als Vollzugsleiter zuständig ist,
b)	Übergang auf den Jugendrichter des Amtsgerichts, in dessen Bezirk die Einrichtung für den Vollzug der Jugendstrafe liegt, 
c)	Übergang auf den durch Rechtsverordnung bestimmten Jugendrichter,
d)	Abgabe der Vollstreckung aus wichtigen Gründen an einen nicht zuständigen Jugendrichter.
2Die Vollstreckungen sind für jeden Verurteilten gesondert, aber für mehrere Sanktionen in derselben Sache nur einmal zu registrieren. 3Nachträgliche Entscheidungen des Gerichts erster Instanz in der Strafvollstreckung sind nicht zu registrieren. 4Das Vollstreckungsakten-zeichen ist zu dem Verfahren, in dem die zu vollstreckende Entscheidung ergangen ist, mitzuteilen. 5Nach Erledigung der Vollstreckung sind die Akten in den Fällen nach Satz 1 Nummer 2 der Staatsanwaltschaft zur Aufbewahrung zu übermitteln. 6Abweichend von Satz 1 können bis zur technischen Umsetzung der Trennung von Registrierung und statistischer Erfassung auch alle Vollstreckungen des bereits im Hauptsacheverfahren befassten Gerichts unter dem Registerzeichen „VRJs“ registriert werden.

	…
	

	Erläuterungen:
	

	….
	

	2.	2Ein Verfahren gilt als erledigt, wenn das VRs- bzw. VRJs-Aktenzeichen erfasst wird.
	§ 10 (1) 2Eine Angelegenheit ist beendet, wenn 
1.	alle Anträge erledigt und die von Amts wegen zu treffenden Entscheidungen ergangen sind oder
2.	ein Klage- oder Antragsverfahren seit sechs Monaten nicht mehr betrieben worden ist oder
3.	vorweg zu erhebende Gebühren oder Kostenvorschüsse, von deren Entrichtung die Vornahme einer Handlung oder die Einleitung oder der Fortgang des Verfahrens abhängig ist, nicht binnen sechs Monaten nach Anforderung gezahlt worden sind 
und die von Amts wegen vorzunehmenden Tätigkeiten, zum Beispiel statistischer und kostenrechtlicher Abschluss, erledigt sind.

	
	

	Liste 34 (§ 18 Abs. 1)
	

	Register für Privatklage- und Bußgeldsachen des Amtsgerichts Bs, OWi
	

	Zu erfassen sind:
	§ 47 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1.	Tag des Eingangs der ersten Schrift
	2.	Datum des Eingangs

	2 	Name, Wohnort des Privatklägers, Beschuldigten, Betroffenen
	4.	Vor- und Familienname oder Bezeichnung der Parteien oder Beteiligten sowie deren Anschrift
a)	Beschuldigter oder Angeschuldigter,
b)	Antragsteller oder Privatkläger,
c)	weiterer Beteiligter, zum Beispiel Nebenkläger,

	
	3.	Aktenzeichen und Sitz der Staatsanwaltschaft oder der Verwaltungsbehörde

	3.	Jährlich fortlaufende Nummer der 

Privatklagen (Bs)
	1.	Aktenzeichen
§ 47 (1) 1Als Straf- und Bußgeldsachen vor den Amtsgerichten sind zu registrieren: …
6.	unter dem Registerzeichen „Bs“ Privatklagesachen.

	4.	Jährlich fortlaufende Nummer der
a)	Erzwingungshaftanträge
b)	Anträge auf gerichtliche Entscheidung nach § 25a Abs. 3 StVG
c)	sonstigen Rechtsbehelfe gegen Maßnahmen der Verwaltungsbehörden (§ 62 Absatz 1 Satz 1 OWiG)
d)	sonstigen Anträge und Entscheidungen nach dem OWiG
	

	
	5.	Datum und Art der Erledigung,

	5.	Jahr der Aktenweglegung
	6.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	6.	Bemerkungen
	7.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib, weitere Verfahren.

	Erläuterungen:
	

	1.	1Sind mehrere Beschuldigte oder Betroffene vorhanden, sind diese durch kleine lateinische Buchstaben oder auf sonst geeignete Weise zu unterscheiden. 
	Geschäftsstellenautomationsprogramme

	2Der Name des Beschuldigten oder Betroffenen, nach welchem das Verfahren benannt ist, ist zuerst zu erfassen.
	Geschäftsstellenautomationsprogramme

	3Die Angabe des Wohnorts kann unterbleiben, wenn Unzuträglichkeiten nicht zu besorgen sind.
	§ 47 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
4.	Vor- und Familienname oder Bezeichnung der Parteien oder Beteiligten sowie deren Anschrift …

	4Übernimmt die Staatsanwaltschaft die Verfolgung, so ist dies bei Ziffer 5 zu vermerken und die Sache als erledigt zu behandeln.
	§ 47 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
7.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib, weitere Verfahren.

	2.	1Die Zählung bei den Ziffern 3 und 4 beginnt jeweils mit Nr. 1. 
	entbehrlich

	2Die Nummern bei 4.a, 4.b, 4.c und 4.d laufen gemeinschaftlich (Springnummern).
	

	3.	Eine Neuerfassung erfolgt, wenn eine zurückgewiesene Privatklage von neuem angebracht wird.
	Statistik

	4.	In Fällen der Vollstreckung einer Strafe aus einem Urteil in Privatklagesachen oder einer Erzwingungshaft ist bei Ziffer 5 das VRs-Aktenzeichen der Staatsanwaltschaft 
oder in Jugendsachen das VRJs-Aktenzeichen zu vermerken.
	§ 51 (1) 4Das Vollstreckungsaktenzeichen ist zu dem Verfahren, in dem die zu vollstreckende Entscheidung ergangen ist, mitzuteilen.

	5.	Wird in nur einem Antragsschreiben die Anordnung der Erzwingungshaft für mehrere Bußgeldbescheide beantragt, so ist gleichwohl von mehreren selbständigen Anträgen auszugehen, die für jeden Bußgeldbescheid getrennt unter einer jeweils neuen laufenden Nummer zu erfassen sind.
	Statistik

	
	

	Liste 35 (§ 18 Abs. 2)
	

	Einzelne richterliche Anordnungen des Amtsgerichts Gs
	§ 47 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1.	Tag des Eingangs der ersten Schrift
	2.	Datum des Eingangs

	2.	Name und Wohnort der bzw. des Beschuldigten, Betroffenen oder Beteiligten
	4.	Vor- und Familienname oder Bezeichnung der Parteien oder Beteiligten sowie deren Anschrift
a)	Beschuldigter oder Angeschuldigter,
b)	Antragsteller oder Privatkläger,
c)	weiterer Beteiligter, zum Beispiel Nebenkläger,

	3.	Laufende Nummer
	1.	Aktenzeichen

	4.	Antragsstellende/ersuchende Behörde und Aktenzeichen
	3.	Aktenzeichen und Sitz der Staatsanwaltschaft oder der Verwaltungsbehörde,

	
	5.	Datum und Art der Erledigung,

	5.	ggf. Jahr der Weglegung
	6.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	6.	Bemerkungen (Verbleib der Akten,)
	7.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib, weitere Verfahren.

	Erläuterungen:
	

	1.	Sind in einer Sache mehrere Personen beschuldigt, betroffen oder beteiligt, so sind ihre Personendaten unter derselben Nummer (z. B. durch Voranstellen kleiner lateinischer Buchstaben) zu registrieren.
	

	2.	Anträge auf Anordnung der Untersuchungshaft nach § 112 StPO oder der Unterbringung nach § 126a StPO gegen mehrere Personen innerhalb eines Ermittlungsverfahrens sind getrennt zu registrieren.
	§ 47 (2) 1Abweichend von § 2 Absatz 1 Satz 2 sind Anträge in einem verfahrenseinleitenden Dokument gegen mehrere Personen, insbesondere auf Anordnung der Untersuchungshaft, der einstweiligen Unterbringung und der Ordnungshaft vor Erhebung der öffentlichen Klage und nach rechtskräftigem Abschluss des Verfahrens sowie Anträge auf Erzwingungshaft für jede Person gesondert unter dem Registerzeichen „Gs“ zu registrieren.

	3.	1Eine Angelegenheit ist stets dann neu zu registrieren, wenn das Gericht sich nach ergangener Entscheidung mit der Sache erneut befasst. 
	§ 47 (2) 1Abweichend von § 2 Absatz 1 Satz 2 sind Anträge in einem verfahrenseinleitenden Dokument gegen mehrere Personen, insbesondere auf Anordnung der Untersuchungshaft, der einstweiligen Unterbringung und der Ordnungshaft vor Erhebung der öffentlichen Klage und nach rechtskräftigem Abschluss des Verfahrens sowie Anträge auf Erzwingungshaft für jede Person gesondert unter dem Registerzeichen „Gs“ zu registrieren.

	2Wird gegen die Entscheidung des Gerichts Beschwerde eingelegt, so unterbleibt eine Neuerfassung.
	§ 47 (2) 2Haftbegleitende Maßnahmen und Beschwerden gegen eine Entscheidung sind nicht neu zu registrieren.

	3Werden nach Satz 1 in einer Haftsache mehrere Erfassungen erforderlich, so ist die Angelegenheit unter dem Aktenzeichen der ersten Erfassung weiterzuführen (§ 18 Abs. 2 Satz 4); bei der Neuerfassung ist das Aktenzeichen bei den für "Bemerkungen" vorgesehenen Angaben zu vermerken.
	§ 47 (2) 3Bis zur technischen Umsetzung der Trennung von Registrierung und statistischer Erfassung können gesondert unter dem Registerzeichen „Gs“ registriert werden:
1.	mehrere Anträge in einem verfahrenseinleitenden Dokument gegen dieselbe Person,
2.	weitere Anträge und Prüfungen von Amts wegen in derselben Angelegenheit nach ergangener Entscheidung mit Ausnahme von haftbegleitenden Maßnahmen und Beschwerden.
4In einer Haftsache dient als Geschäftsnummer auch bei mehreren Registrierungen das Aktenzeichen der ersten Registrierung.

	4.	1Haftbegleitende Maßnahmen sind 
nicht zu registrieren.
	§ 47 (2) 2Haftbegleitende Maßnahmen und Beschwerden gegen eine Entscheidung sind nicht neu zu registrieren.

	2Zu den haftbegleitenden Maßnahmen zählen alle gerichtlichen Entscheidungen, die dem Vollzug der Untersuchungshaft dienen, insbesondere:
1.	Briefkontrolle,
2.	Erteilung von Besuchserlaubnissen,
3.	die Auferlegung von Beschränkungen nach § 119 StPO, 
4.	gerichtliche Entscheidungen nach § 119a StPO gegen behördliche Maßnahmen und Entscheidungen im Untersuchungshaftvollzug,
5.	Entscheidungen zur Reihenfolge der Vollstreckung der Untersuchungshaft oder anderen freiheitsentziehenden Maßnahmen nach § 116b Satz 2, 2. Halbsatz StPO,
6.	Disziplinarmaßnahmen,
7.	Pflichtverteidigerbestellungen für Beschuldigte, gegen die Untersuchungshaft oder eine andere Unterbringung nach § 126a oder § 275a Absatz 6 StPO vollstreckt wird (§ 140 Absatz 1 Nummer 4, § 141 Absatz 4 StPO) sowie die entsprechenden Folgeentscheidungen,
8.	Kontrollen von Blut und Urin auf einen möglichen Konsum von Betäubungsmitteln,
9.	Entscheidungen über ärztliche Behandlung außerhalb der JVA,
10.	Entscheidungen über die Beschäftigung innerhalb der JVA,
11.	die Genehmigung eines Dolmetschers für den Verkehr zwischen Verteidiger und inhaftiertem Beschuldigten auf Staatskosten sowie
12.	Genehmigungen von Fahrten des Verteidigers zum inhaftierten Beschuldigten auf Staatskosten.
	Statistik

	
	

	Liste 42 (§ 18 Absatz 7, § 41 Absatz 4)
	

	Kalender für Hauptverhandlungen in Strafsachen und Bußgeldsachen
	

	Zu erfassen sind:
	§ 6 (4) 2In das Terminverzeichnis sind aufzunehmen:

	1.	Terminstunde
	2.	das Datum
5.	die Uhrzeit

	2.	Name der/des Angeklagten/Betroffenen
	8.	für alle öffentlichen Sitzungen die Angelegenheit, zum Beispiel durch die Bezeichnung der Parteien, gegebenenfalls als Kurzbezeichnung.

	3.	Bezeichnung der Straftat, Ordnungswidrigkeit
	

	4.	Aktenzeichen
	6.	das Aktenzeichen

	5.	Bemerkungen
	

	Erläuterungen:
	

	1.	Die Liste ist für jeden Terminstag besonders anzulegen.
	§ 6 (4) 1Für jeden Sitzungstag ist ein Verzeichnis der Termine vor Beginn des ersten Termins an dem Eingang zum Sitzungszimmer und gegebenenfalls an der zentralen Informationstafel anzuzeigen.

	2.	1Unter Ziffer 5 ist der Tag zu erfassen, an dem das mit Gründen versehene, von dem (den) Richter(n) unterschriebene Urteil der Geschäftsstelle übergeben wird. 
	§ 6 (5) 1In Zivil-, Familien- und Strafsachen soll nach Abschluss einer Sitzung deren 
Ergebnis im zugelassenen Programm vermerkt werden. 2Bei Verkündung eines Urteils oder eines Beschlusses ist auch das Datum des Eingangs des vollständig abgefassten Urteils oder des Beschlusses in der Geschäftsstelle des Gerichts zu vermerken.

	2Bei Spruchkörpern, die mit mehr als einer Berufsrichterin oder einem Berufsrichter besetzt sind, ist unter Ziffer 5 zusätzlich der Tag zu vermerken, an dem die Berichterstatterin oder der Berichterstatter das nur von ihr oder ihm unterschriebene Urteil der Geschäftsstelle übergibt.
	

	
	

	Liste 44 (§ 18 Abs. 10)
	

	Aussetzung der Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe zur Bewährung
	

	Zu erfassen sind:
	§ 52 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1. Berichtsmonat
	2.	Datum des Eingangs,

	1. Laufende Nummer
	1.	Aktenzeichen,

	1. Aktenzeichen
	3.	Sitz und Aktenzeichen der Staatsanwaltschaft,

	1. 
	4.	Vor- und Familienname sowie Geburtsdatum des Verurteilten,

	1. Tag der Erledigung (Rechtskraft des Widerrufs/Straferlasses/Datum der Abgabeverfügung)
	5.	Datum und Art der Erledigung,

	
	6.	Datum der Rückgabe der Akten an die Staatanwaltschaft oder das Gericht erster Instanz,

	
	7.	Herkunft oder Verbleib,

	
	8.	Bemerkungen.

	Erläuterungen:
	

	1Zu erfassen sind auch Bewährungsaufsichten, die von einem anderen Gericht, das das vorangegangene Strafverfahren durchgeführt hat, an das Gericht des Wohnsitzes der bzw. des Betroffenen abgegeben wurden.
	

	2Abgaben innerhalb des Gerichts sind besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	
	

	Liste 52 (§ 18 Abs. 6, § 41 Abs. 4)
	wird nicht mehr benötigt

	Aktenkontrolle in Strafsachen und Bußgeldsachen
	

	Zu erfassen sind:
	

	1.	Jährlich fortlaufende Nummer
	

	2.	Anträge auf Erlass von Strafbefehlen
	

	3.	Aktenzeichen
	

	4.	Bezeichnung der Sache
	

	5.	Vermerk über den Verbleib der Akten
	

	6.	Endgültig abgegeben
am
an
	

	Erläuterungen:
	

	1.	Haftsachen sind bei der laufenden Nummer zu kennzeichnen; der Wegfall der Haft ist zu vermerken.
	

	2.	1Bei den unter 2. erfassten Anträgen ist monatlich fortlaufend die Zahl der Anträge auf Erlass von Strafbefehlen zu erfassen.
	

	2Mehrere in einem Js-Verfahren gestellte Strafbefehlsanträge sind nur einmal zu erfassen.
	

	3Abgaben innerhalb des Gerichts sind besonders kenntlich zu machen.
	

	3.	Bei Auslieferungsverfahren sind Abgaben innerhalb des Gerichts besonders kenntlich zu machen.
	

	4.	Hier sind nur Verfahren über Strafbefehlsanträge nach § 407 Abs. 1 StPO zu registrieren.
	

	
	

	Liste 56 (§ 18 Abs. 9)
	

	Vollstreckungen in Jugendgerichtssachen VRJs
	

	Zu erfassen sind:
	§ 51 (3) Im Register sind folgende Angaben zu erfassen.

	1. Jährlich fortlaufende Nummer
	1.	Aktenzeichen,

	1. Tag des Eingangs
	2.	Datum des Eingangs,

	1. Bezeichnung und Aktenzeichen des erkennenden Gerichts
	3.	vorherige Aktenzeichen,

	1. Name der/des Verurteilten
	4.	Vor- und Familienname sowie Geburtsdatum des Verurteilten,

	1. Tag der Entscheidung
	5.	Datum der rechtskräftigen Entscheidung,

	1. Inhalt der Entscheidung
	6.	Inhalt der rechtskräftigen Entscheidung,

	1. Vollstreckungen von Jugendstrafe (auch wenn sie zur Bewährung ausgesetzt ist), Zuchtmitteln, Erziehungsmaßregeln, Maßregeln zur Besserung und Sicherung, Bußgeldentscheidungen, Erzwingungshaftanordnungen und Anordnungen nach § 98 
OWiG
	7.	zu vollstreckende Rechtsfolgen,

	1. Unter den Vollstreckungen nach Ziffer 7 waren
1. Vollstreckungen von Jugendarrest, in denen der Jugendrichter als Vollzugsleiter (§ 85 Abs. 1, § 90 Abs. 2 Satz 2 JGG) tätig wird
1. Vollstreckungen von Jugendstrafe oder freiheitsentziehenden Maßregeln, in denen der Jugendrichter als Vollstreckungsleiter (§ 85 Abs. 2, 4 JGG) tätig wird
	

	1. Tag der Weiter- oder Rückgabe der Akte
	8.	Datum und Art der Erledigung,

	1. Bemerkungen
	9.	Bemerkungen, zum Beispiel Gnadenerweis, Amnestie.

	Erläuterungen:
	

	1. Jede/r Verurteilte ist gesondert zu erfassen.
	§ 51 (1) 2Vollstreckungen sind für jeden Verurteilten gesondert, aber für mehrere Sanktionen in derselben Sache nur einmal zu registrieren.

	1. Die nach 7. und 8. erfassten Verfahren sind nach Art der zu vollstreckenden Strafe 
oder Maßnahme - jeweils beginnend mit 1 - fortlaufend zu nummerieren.
	entbehrlich

	1. Sind gegen dieselbe Verurteilte bzw. denselben Verurteilten in derselben Sache verschiedene Vollstreckungen durchzuführen, so ist die Sache nur einmal zu erfassen.
	§ 51 (1) 2Vollstreckungen sind für jeden Verurteilten gesondert, aber für mehrere Sanktionen in derselben Sache nur einmal zu registrieren.

	Abgaben innerhalb des Gerichts sind - soweit sie nicht unter Nr. 4 Satz 1 fallen - besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	1. Die Übernahme der Vollstreckung von Jugendstrafe oder freiheitsentziehenden Maßregeln durch den besonderen Vollstreckungsleiter (§ 85 Abs. 2, 4 JGG) ist auch dann neu zu erfassen, wenn erkennendes Gericht und besonderer Vollstreckungsleiter identisch sind.
	§ 51 (1) 6Abweichend von Satz 1 können bis zur technischen Umsetzung der Trennung von Registrierung und statistischer Erfassung auch alle Vollstreckungen des bereits im Hauptsacheverfahren befassten Gerichts unter dem Registerzeichen „VRJs“ registriert werden.
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